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Perspektiven für den 
Vertragsnaturschutz

Auf der Grundlage der Fallstudien des WaVerNa-Verbundes wurden die Potenziale und Hemmnisse 
des Vertragsnaturschutzes aus unterschiedlichen Blickwinkeln analysiert und daraus Erfolgsfaktoren für die 

künftige Ausgestaltung dieses Instruments abgeleitet. Kontinuität, Flexibilität, Fairness und 
Rechtssicherheit sind entscheidend für eine Verbesserung der Erfolgsaussichten.
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Die Untersuchung des bisherigen 
Vertragsnaturschutzes im Wald er-

folgte im WaVerNa-Projekt aus waldöko-
logischen, ökonomischen und rechtlichen 
Blickwinkeln. Die Erkenntnisse aus 22 
Fallstudien zeigen, dass der Vertragsna-
turschutz grundsätzlich neu ausgerichtet 
und institutionell ausgestaltet werden 
sollte, um im Wald eine breitere Anwen-
dung zu � nden.

Vorgehen
Auf der Basis gemeinsam durchgeführter 
Fallstudien wurden zentrale Erfolgsfak-
toren identi� ziert und Empfehlungen für 
institutionelle Lösungsansätze abgeleitet 
(Abb.  1). Vom waldökologischen Teil-
projekt wurde zudem eine naturschutz-
fachliche Eignungsbewertung für unter-
schiedliche Maßnahmen und Laufzeiten 
entwickelt (Demant et al., S. 16).

Abgeleitete Erfolgsfaktoren
Im Folgenden werden die vier zentralen 
Erfolgsfaktoren erläutert und anschlie-
ßend Elemente für Lösungsansätze vor-
gestellt.

Kontinuität

Unter Kontinuität wird die Sicherheit 
verstanden, dass ein Vertragsnaturschutz-
programm langfristig mit ausreichender 
� nanzieller Ausstattung angeboten wird. 
Langfristigkeit bezieht sich dabei auf 
forstliche Planungs- und Entwicklungs-
zeiträume von mehreren Jahrzehnten. 
Hierbei ist zwischen Programmlaufzeiten 
und Vertragslaufzeiten zu unterscheiden. 

Um die Teilnahmebereitschaft von Forst-
betrieben zu erhöhen, kann die Laufzeit 
eines einzelnen Vertrags unter der Pro-
grammlaufzeit liegen und eine langfristige 
Kontinuität der naturschutzfachlichen 
Wirksamkeit über Folgeverträge sicherge-
stellt werden.

In einigen Fallstudien erschwerten 
die wechselnden Inhalte der Förderpro-
gramme die Kontinuität der vertraglichen 
Zusammenarbeit und machten sowohl 
inhaltliche als auch verfahrenstechnische 
Anpassungen der Verträge notwendig. 
Teilweise kam es auch zum Ausschluss 
aus der Förderung oder dem Wegfall von 
Maßnahmen. Bei neuen Vertragsnatur-
schutzprogrammen beklagten die Nach-
frager oft eine mangelnde Teilnahmebe-
reitschaft der Forstbetriebe.

Ein möglicher Ansatz, um mehr Kon-
tinuität zu schaffen, ist eine Finanzierung 
über Stiftungen. Förderlich für die Teil-
nahmebereitschaft von Forstbetrieben ist 
zudem der Bezug der Maßnahmen auf 
forstübliche Bewirtschaftungseinheiten 
und gewachsene Bewirtschaftungstradi-
tionen sowie die Identi� kation der Wald-
bewirtschafter mit den jeweiligen Natur-
schutzzielen. 

Flexibilität

Flexibilität ist hier zu verstehen als die 
Anpassungsfähigkeit an örtliche und be-
triebliche Besonderheiten oder Abläufe. 
Sie hat eine sachliche, räumliche und zeit-
liche Dimension. 

Eine mangelnde sachliche Flexibilität 
zeigte sich in detaillierten Antragstellun-
gen, die im Vergleich zu den ausgezahlten 
Entgelten zu einem unverhältnismäßig 
hohen Verwaltungsaufwand führten und 
bei der Umsetzung der eigentlichen Maß-
nahmen wenig Flexibilität zuließen. Als 
räumlich un� exibel erwiesen sich jene 
Förderinstrumente, die an eine Schutz-
gebietskulisse gebunden waren und na-
turschutzfachlich sinnvolle Maßnahmen 
außerhalb dieser Kulisse ausschlossen. 
Während dies aus Sicht der staatlichen 
Nachfrager mit einem ef� zienten Ein-
satz knapper � nanzieller Ressourcen und 
einer Sicherung der naturschutzfachlichen 
Kontinuität zu rechtfertigen ist, war dies 
für naturschutz interessierte Forstbetriebe 
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Abb. 1: Schematisches Vorgehen zur Ableitung von Bausteinen für Lösungsansätze
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bisher nur schwer nachvoll-
ziehbar. Eine unzureichende 
zeitliche Flexibilität ist bei 
den aktuellen Förderpro-
grammen in Bezug auf die 
Antragsfristen und Laufzeiten 
festzustellen. Diese passen oft 
ebenso wenig zu den forstbe-
trieblichen Abläufen wie die 
aus forstbetrieblicher Sicht zu 
langen Vertragszeiträume bzw. 
Zweckbindungsfristen, insbe-
sondere wenn sie ohne eine 
angemessene � nanzielle Kom-
pensierung bleiben.

Als förderlich für mehr Fle-
xibilität wurde in den Fallstu-
dien z.  T. auch ein Bezug auf 
Flächen statt auf bestimmte Objekte be-
obachtet, d.h. Vertragsgegenstand war ein 
bestimmter Zustand einer Vertrags� äche 
und nicht derjenige konkreter Einzelob-
jekte. Als positiv wurden von den Forstbe-
trieben auch Vertragslaufzeiten von rund 
10 Jahren im Einklang mit der periodi-
schen Betriebsplanung wahrgenommen. 

Fairness

Der Erfolgsfaktor Fairness umfasst das 
anständige, gerechte und ehrliche Ver-
halten zwischen allen Beteiligten, das 
Vertrauen schafft. Es schließt die wech-
selseitige Anerkennung der Ziele und 
Leistungen der Vertragspartner ebenso 
ein wie ein angemessenes Entgelt für die 
erbrachten Naturschutzleistungen der 
Forstbetriebe.

In den Fallstudien deckte das gezahlte 
Entgelt oft die tatsächlichen maßnah-
menbezogenen Mindereinnahmen und 
Mehraufwendungen sowie den zusätzli-
chen Verwaltungsaufwand der Forstbe-
triebe nicht vollständig ab. Anreizkom-
ponenten oder Risikozuschläge wurden 
nicht berücksichtigt.

Neben der materiellen Ausgestaltung 
spielte für die Forstbetriebe aber auch die 
immaterielle Komponente eine wichtige 
Rolle. So war in den Fallstudien oft ein 
mangelndes Verständnis zwischen den 
Vertretern der Forstbetriebe und der Na-
turschutzbehörden zu beobachten. Dar-
über hinaus spiegelte das institutionelle 
Arrangement aus Sicht der Forstbetriebe 
oft nicht eine Anerkennung ihrer Leistun-
gen wider, sondern ließ die Forstbetriebe 
als „Bittsteller“ erscheinen. Diese Selbst-

wahrnehmung wurde vom parallel wir-
kenden Ordnungsrecht verstärkt.

Insbesondere die Umsetzung von Na-
tura 2000 hat bei einigen Forstbetrieben 
zu einem grundsätzlichen Misstrauen 
gegenüber dem amtlichen Naturschutz 
geführt. Daher sind vertrauensbildende 
Maßnahmen für eine erfolgreiche Um-
setzung von freiwilligem Vertragsnatur-
schutz eine elementare Voraussetzung. 
So zeigte sich in den Fallstudien, dass 
sich eine persönliche Vertrauensbasis 
zwischen den Beteiligten sehr positiv aus-
wirkte. In dem Zusammenhang sind auch 
engagierte Revierförster und andere Mitt-
ler als Mediatoren besonders hervorzuhe-
ben, ohne deren Engagement die Verträge 
oftmals nicht zustande gekommen wären.

Rechtssicherheit

Rechtssicherheit umfasst die Klarheit, Be-
ständigkeit und Nachvollziehbarkeit der 
Rechtsgrundlagen sowie die Transparenz 
der mit dem Vertragsnaturschutz verbun-
denen Risiken.

Die Förderrichtlinien erwiesen sich 
in vielen Fällen als sehr komplex und 
waren für Forstpraktiker ohne spezielle 
Vorkenntnisse nur schwer zu verstehen. 
Daneben resultierten für Forstbetriebe 
und Nachfrager aus uneinheitlichen Stan-
dards im Monitoring und Berichtswesen 
weitere Rechtsunsicherheiten. 

Eine große Unsicherheit für beide Seiten 
betraf die Reichweite des Wiederaufnah-
meprivilegs und die artenschutzrechtli-
chen Regelungen. Für viele Forstbetriebe 
sind darüber hinaus die Handlungsfolgen 
unklar, die sich aus einem Naturschutz-

vertrag für spätere Bewirt-
schaftungseinschränkungen 
oder für die Teilnahmemög-
lichkeiten an zukünftigen För-
derprogrammen ergeben.

Bei Forstbetrieben, die zu-
sätzlich über einen landwirt-
schaftlichen Betriebsteil ver-
fügen, bestanden außerdem 
Bedenken, dass bei Verstößen 
im Wald über Cross Compli-
ance auch die landwirtschaft-
lichen Zahlungen von Sank-
tionsbestimmungen betroffen 
sein können.

Lösungsansätze

Unter Berücksichtigung der 
identi� zierten Erfolgsfaktoren und Er-
kenntnissen aus der Literatur wurden 
wichtige Elemente für Lösungsansätze 
erarbeitet. Sie sind in Abb. 2 schematisch 
für eine mögliche institutionelle Ausge-
staltung des Vertragsnaturschutzes abge-
bildet und werden nachfolgend in ihrem 
möglichen Zusammenspiel erläutert.

Rahmenbedingungen
Unabhängig von den Details der Ausge-
staltung der jeweiligen Vertragsnatur-
schutzinstrumente scheinen einige Rah-
menbedingungen für eine erfolgreiche 
Umsetzung unabdingbar. Hierzu zählen 
kontinuierliche Finanzierungsangebote, 
die von Änderungen der Förderpro-
gramme unabhängig sind und die Mög-
lichkeit gewährleisten, Maßnahmen über 
einen längeren Zeitraum in gleicher Art 
und Weise anzubieten. Stiftungen sind eine 
Möglichkeit, diese Kontinuität zu sichern. 
Allerdings bestehen auch bei Stiftungen 
aufgrund der hohen Kapitalbindung und 
Zinsschwankungen Finanzierungsunsi-
cherheiten. Zuwendungsstiftungen, die 
kontinuierlich öffentliche Mittel erhalten, 
sind wiederum wirtschaftlich von öffent-
lichen Haushalten abhängig (Paschke, S. 
34). 

Eine weitere Rahmenbedingung für 
einen erfolgreichen Vertragsnaturschutz 
ist eine intensive Unterstützung der Ver-
tragspartner durch Mittler. Diese Rolle 
kann von Akteuren in etablierten Struk-
turen übernommen werden. Mögliche 
Ansatzpunkte für eine Verbesserung der 
Aussichten auf Vertragsabschlüsse im 
Naturschutz sind beispielsweise Ausbil-
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Abb. 2: Schematische Darstellung der Elemente für Lösungsansätze 

im Vertragsnaturschutz

G
ra

� k
: K

. F
ra

nz



32  AFZ-DerWald  21/2018� www.forstpraxis.de

Waldökologie    WaVerNa-Verbundprojekt

dungsinitiativen, eine Intensivierung der 
diesbezüglichen Fortbildung oder die 
Übernahme von Naturschutzfachleuten 
in forstliche Beratungsstrukturen bzw. 
umgekehrt von Forstleuten in Natur­
schutzverwaltungen. 

Grundsätzlich ist zudem eine Kultur 
der gegenseitigen Achtung und Wertschät­
zung zwischen allen Stakeholdern von ent­
scheidender Bedeutung. Ohne eine belast­
bare Vertrauensbasis zwischen Anbietern 
und Nachfragern erscheinen Vereinba­
rungen, die die Bewirtschaftungsmöglich­
keiten und den Gestaltungsspielraum 
der Waldbesitzer langfristig beeinflus­
sen, nicht aussichtsreich. Voraussetzung 
für ein verbessertes Verhältnis und eine 
konstruktive Zusammenarbeit zwischen 
Naturschutz und Forstwirtschaft sind 
die Anerkennung und Wertschätzung der 
Naturschutzleistungen der Forstbetriebe 
sowie die Akzeptanz der Anliegen des Na­
turschutzes. Eine bundesweite Befragung 
von Privatwaldeigentümern hat gezeigt, 
dass in dieser Gruppe die Rahmenbedin­
gungen für eine vermehrte Umsetzung 
von Vertragsnaturschutz als positiv zu 
beurteilen sind. Privatwaldeigentümer 
weisen grundsätzlich eine hohe Hand­
lungsbereitschaft für die Umsetzung von 
Waldnaturschutzmaßnahmen auf ([1]). 

Umsetzungsvorschlag
Im Folgenden wird exemplarisch die 
Verknüpfung der abgeleiteten Lösungs­
elemente für ein Vertragsinstrument 
aufgezeigt, das für standardisierbare 
Maßnahmen des Waldnaturschutzes, 
wie z. B. Habitatbäume, anwendbar ist. 
Grundsätzlich sind die Bausteine aber 
auf alle kurz- bis mittelfristigen Maß­
nahmen der naturschutzfachlichen Eig­
nungsbewertung (Demant et al., S. 16) 
übertragbar. Für Maßnahmen, deren 
Ergebnisse sich nicht standardisieren 
lassen, bieten die Umsetzungsvorschläge 
Orientierung für individuelle Anpassun­
gen. Für Maßnahmen, die naturschutz­
fachlich nur dauerhaft oder über sehr 
lange Wirkungszeiträume realisierbar 
sind (z. B. natürliche Waldentwicklung) 
bzw. de facto zur Aufgabe der forstli­
chen Nutzung führen, sind letztlich nur 
Instrumente mit langfristiger Übertra­
gung der Nutzungsrechte durch z.  B. 
dingliche Sicherung oder Flächenkauf 
bzw. -tausch zielführend.

Im Zentrum des Umsetzungsvorschla­
ges steht eine ergebnisorientierte Honorie­
rung. Ergebnisorientiert bedeutet, dass ein 
Naturschutzziel für eine bestimmte Fläche 
vereinbart wird, bspw. eine definierte An­
zahl von Habitatbäumen. Der Verzicht 
auf Details der Maßnahmenausführung 
im Vertrag ermöglicht Vereinfachungen 
beim Abschluss und auch bei der weiteren 
administrativen Abwicklung. Für das Bei­
spiel bedeutet dies, dass die Habitatbäume 
vertraglich nicht markiert oder eingemes­
sen werden müssen. Es liegt im betriebli­
chen Ermessen des Anbieters, ob und wie 
Bäume markiert werden. Ergebnisorientie­
rung bedeutet auch, dass die Verträge über 
bereits bestehende Strukturen abgeschlos­
sen werden können. Eine Ausnahme wird 
für gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 
BNatSchG) oder lokale Populationen der 
streng geschützten Arten (§ 44 BNatSchG) 
vorzusehen sein, durch deren Schutzstatus 
die Verfügungsrechte des Forstbetriebs 
deutlich eingeschränkt sind.

Das Entgelt für die vereinbarte Natur­
schutzleistung kann aus einer Basiszahlung 
in Kombination mit einer Erfolgsprämie be­
stehen. Dabei sollten die Zahlbeträge nach 
definierten Naturschutzniveaus gestaffelt 
sein. Die Basisprämie sollte der Forstbe­
trieb zu Vertragsbeginn für die Erhaltung 
eines bestimmten naturschutzfachlichen 
Wertes erhalten. Im Vertrag wäre neben 
diesem Ausgangswert eine vereinbarte 
Werterhöhung innerhalb des Vertragszeit­
raums zu definieren. Wird diese erreicht, 
erfolgt die Auszahlung der Erfolgsprämie. 
Die Basisprämie sollte von der Erreichung 
oder Nichterreichung dieser Werterhöhung 
unabhängig sein. Verschlechtert sich aller­
dings der Ausgangswert der Naturschutz­
leistung durch betriebliches Fehlverhalten, 
ist eine entsprechende Rückzahlung der 
Basisprämie zu leisten.

Wird die angestrebte Werterhöhung er­
reicht, kann sich die Basiszahlung im Zuge 
eines Folgevertrags auf einen verbesserten 
naturschutzfachlichen Ausgangswert be­
ziehen und müsste deshalb höher ausfallen. 
Aber auch wenn der naturschutzfachliche 
Grundzustand unverändert bleibt, sollte 
sich die Basisprämie bei einem Folgever­
trag erhöhen. Für den Waldbesitzer er­
gäbe sich daraus ein Anreiz, das einmal 
vereinbarte Naturschutzziel weiter zu ver­
folgen. Aus Sicht der Nachfrager verrin­
gert sich dadurch das Risiko, intendierte 

Naturschutzziele trotz zeitlich begrenzter 
Vertragslaufzeiten zu verfehlen. Kürzere 
Vertragslaufzeiten als Voraussetzung für 
eine höhere Akzeptanz und Teilnahme­
bereitschaft von Forstbetrieben könnten 
damit auch die Erreichung langfristigerer 
Naturschutzziele unterstützen.

Die zu zahlenden Entgelte sollten 
sowohl Mindereinnahmen als auch 
Mehraufwendungen durch die Maßnah­
men selbst sowie die zusätzlichen Ver­
waltungskosten abdecken. Daneben sind 
verschiedene Risiken für den Bestand der 
Naturschutzwerte einzupreisen, die Ei­
genverschulden, Fremdverschulden oder 
Naturgewalten einschließen. 

Die Vertragslaufzeit sollte sich grund­
sätzlich an den Waldnaturschutzzielen 
und dem Wirksamwerden der natur­
schutzfachlichen Maßnahmen orientieren. 
Um die grundsätzliche Teilnahmebereit­
schaft von vielen Forstbetrieben zu erhö­
hen, spricht aus forstbetrieblicher Sicht 
vieles für eine 10-jährige Laufzeit. Ein Ver­
trag könnte sich nach Ablauf dieser „über­
schaubaren“ Vertragslaufzeit automatisch 
verlängern, wenn keine der Vertragspar­
teien widerspricht. Dadurch würde der 
Aufwand bei Einigkeit zwischen Anbie­
ter und Nachfrager minimiert, weil keine 
weiteren Transaktionskosten für erneute 
Vertragsverhandlungen nötig sind. Ande­
rerseits würde für beide Seiten die Flexi­
bilität erhalten, den Vertrag zu beenden, 
wenn sich Ziele ändern oder Flächen 
nicht wie gewünscht entwickeln. Sind aus 
naturschutzfachlicher Sicht längere Ver­
tragslaufzeiten unumgänglich, sollten sie 
mit finanziellen Anreizen und beidseiti­
gen Ausstiegsklauseln verbunden werden. 
Ausstiegsmöglichkeiten haben sich z. B. 
in der Landwirtschaft als eine Bedingung 
für den Abschluss von Naturschutzver­
trägen erwiesen ([4]). Wobei einiges dafür 
spricht, dass sie nur selten tatsächlich ge­
nutzt werden (vgl. [3]). Zweckbindungs­
fristen oder sonstige Klauseln, die zu einer 
Verpflichtungsperiode führen, die über die 
Vertragslaufzeit hinausreicht, sollten ver­
mieden werden. Grundsätzlich erscheinen 
Vertragsnaturschutzvereinbarungen nur 
dann Erfolg versprechend, wenn diese als 
dauerhafte „win-win-Situationen“ für An­
bieter und Nachfrager angelegt sind. 

Die Verträge sollten sowohl außerhalb 
als auch innerhalb von Schutzgebietsku­
lissen angeboten werden. Bei Angebots­
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überhang kann über Auswahlkriterien 
ggf. die Schutzgebietskulisse priorisiert 
werden. Grundsätzlich kann eine ef� -
ziente Mittelverteilung über geeignete 
Auswahlkriterien sichergestellt werden. 

Für die Umsetzung bieten sich Muster-
verträge an. Im Sinne der Rechtssicherheit 
sollten diese Verträge klare Regelungen zur 
Verkehrssicherungsp� icht und zu weiteren 
Haftungsrisiken beinhalten. Des Weiteren 
müssten derartige Verträge eine „Arten-
schutz-Leistungsprämie“ umfassen. Diese 
Prämie würde gezahlt werden, wenn nach 
Ablauf der Vertragslaufzeit eine Wiederauf-
nahme der alten Bewirtschaftung aufgrund 
artenschutzrechtlicher Bestimmungen nicht 
möglich ist. Sie ist so zu bemessen, dass die 
sich aus dem Verlust des Wiederaufnahme-
privilegs ergebenden dauerhaften Einkom-
mens- bzw. Vermögensverluste nach Ablauf 
eines Vertrages voll erstattet werden.

Voraussetzungen
Ein solch ergebnisorientierter Ansatz 
kann nur funktionieren, wenn die oben 
aufgeführten Rahmenbedingungen gege-
ben sind und für die Charakterisierung 
der Maßnahmen geeignete Indikatoren 
zur Verfügung stehen. Indikatoren, die 
als Grundlage für eine ergebnisorientierte 
Honorierung dienen, sollten folgende Kri-
terien erfüllen ([8], [5]):
• anwendbar auf forstbetrieblich etablier-

ten räumlichen Einheiten (Bestände, Ab-
teilungen, Forstorte u. s. w.),

• gestaltbar durch das Verhalten des Ver-
tragspartners, aber robust gegenüber 
sonstigen Ein� üssen,

• wirksam im Rahmen üblicher Vertrags-
laufzeiten,

• evidenzbasiert, d. h. auf Grundlage eines 
naturwissenschaftlich belegten Zusam-
menhangs zwischen Indikator und Na-
turschutzwirkung,

• verständlich für Landbewirtschafter 
und kontrollfähig für Nachfrager,

• einfach zu erheben.
Diese Kriterien sind durch struktur-

basierte Indikatoren besser erfüllbar als 
durch Indikatoren, die sich z. B. auf das 
Vorkommen spezieller Tierarten beziehen 
([2]). Für das Beispiel Habitatbäume sind 
z.  B. folgende Indikatoren, differenziert 
nach Baumarten, denkbar: Anzahl, Alter, 
Dimension, Strukturmerkmale.

Vor- und Nachteile
Die Vorteile eines stärker ergebnisorien-
tierten Vertragsnaturschutzes liegen v. a. in 
der deutlicheren Abgrenzung von den ord-
nungsrechtlichen Instrumenten des Natur-
schutzes und einer höheren naturschutz-
fachlichen Wirksamkeit der eingesetzten 
Gelder. Es wird tatsächlich die Leistung 
der Forstbetriebe entlohnt. So kann die 
Identi� zierung der Landbewirtschafter 
mit Naturschutzzielen gestärkt werden 
([6]). Die konsequente Ergebnisorientie-
rung ermöglicht darüber hinaus Verein-
fachungen im Antragsverfahren und eine 
� exible Einbindung von Maßnahmen in 
den Betriebsablauf ([7]).

Für die Forstbetriebe bedeutet eine stär-
kere Ergebnisorientierung allerdings auch 
eine stärkere Handlungsverantwortung 
und die Übernahme eines höheren Risikos, 
da die Prämie nur ausgezahlt wird, wenn 
das vereinbarte Ergebnis tatsächlich er-
reicht wird. Das Risiko könnte allerdings 
durch die vorgeschlagene Basisprämie ab-
geschwächt werden. In diesem Zusammen-
hang ist noch einmal auf die Bedeutung 
entsprechend geschulter Mittler und ge-
eigneter Indikatoren hinzuweisen. Für den 
Nachfrager ist die Entwicklung eines neuen 
Vertragsnaturschutzinstruments zunächst 
mit spezi� schen Investitionen verbunden, 
aber auch mit der Aussicht auf eine einver-
nehmliche, erfolgreiche Sicherung natur-
schutzfachlicher Werte in der Fläche. 

Fazit
Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den, dass aktuell wichtige Rahmenbe-
dingungen für eine erfolgreiche Umset-

zung von Vertragsnaturschutz im Wald 
nicht gegeben sind. Eine grundsätzliche 
Neuausrichtung erscheint deshalb erfor-
derlich. Hierzu zählen eine angemessene 
und langfristig gesicherte Finanzierung, 
eine belastbare Vertrauensbasis zwischen 
den Akteuren und die Beteiligung von 
engagierten Mittlern. Daneben sollten 
die Verfahren aktuell umgesetzter Ver-
tragsnaturschutzprogramme, zumeist 
Förderverfahren, grundlegend neuge-
staltet werden. Neue Verfahren sollten 
sich insbesondere durch Einfachheit und 
Flexibilität auszeichnen, einen arten-
schutzrechtlichen Risikoausgleich nach 
Vertragsablauf beinhalten (bzw. aus Sicht 
der Nachfrager eine zusätzliche Erfolgs-
prämie) und Naturschutz als tatsächliche 
Leistung der Forstbetriebe anerkennen 
und honorieren. 

Die formulierten Elemente eines Lö-
sungsansatzes in Kombination mit den 
beschriebenen Rahmenbedingungen 
stellen einen neuen Ansatz für einen zu-
kunftsfähigen, von der Tagespolitik unab-
hängigeren Vertragsnaturschutz im Wald 
dar. Bisher ist der Ansatz nur grob um-
rissen. Er sollte zunächst in Modellregio-
nen getestet werden, um die praktischen 
Erfolgsaussichten besser einschätzen zu 
können. Während der Umsetzung in kon-
kreten Modellregionen müssten auch die 
Details eines solchen Verfahrens erarbei-
tet werden. Dazu zählen v. a. die Festle-
gung konkreter Indikatoren und Entgelte 
sowie eher technische Aspekte wie Aus-
wahlverfahren, Zahlungszeitpunkt, Kon-
trolle und Sanktionen.
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